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Seit der russische Präsident Wladimir Pu-

tin seinen Überfall auf die Ukraine mit 

nuklearen Drohungen untermalte, voll-

zieht sich die Diskussion über Sinn und 

Unsinn der militärischen Hilfe des Wes-

tens für die Ukraine im Schatten einer po-

tenziellen nuklearen Eskalation. Entspre-

chend dramatisch fallen die öffentlichen 

Stellungnahmen aus. Bundeskanzler Olaf 

Scholz warnte vor den nuklearen Risiken, 

falls der Westen als Kriegspartei wahrge-

nommen werde. Manche deutschen Philo-

sophen, Journalisten und Kabarettisten 

nahmen die Angst vor dem Nuklearkrieg 
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zum Anlass, der Ukraine so etwas wie eine 

moralische Pflicht zur Kapitulation aufzu-

erlegen.1 Und wieder andere, vom Hoch-

schulprofessor bis zum Spiegel-Redakteur, 

forderten sogar, Putins Drohungen durch 

die Anschaffung deutscher Atomwaffen 

zu neutralisieren.2

Die konfuse deutsche Debatte zeigt 

einmal mehr, dass es in Deutschland trotz 

der proklamierten „Zeitenwende“ nach 

wie vor an der intellektuellen Disziplin für 

einen aufgeklärten Diskurs über die Mög-

lichkeiten und Grenzen nuklearer Ab-

schreckung mangelt. Man denkt konven-

tionell – im wahrsten Sinne des Wortes. 

Doch Deutschland kann sich keinen blin-

den Fleck mehr leisten. Die Diskussion 

um militärische Hilfe für die Ukraine, in 

der manche bereit waren, ihrer diffusen 

Angst vor einem nuklearen Inferno alles 

andere unterzuordnen und damit Präsi-

dent Putin in die Hände zu spielen, zeigt, 

dass zumindest die politische Klasse der 

Bundesrepublik zu nuklearen Fragen wie-

der sprechfähig werden muss. Die folgen-

den fünf Wegweiser sollen dazu beitragen.

Erstens: Kernwaffen bleiben ein wich-

tiger Faktor der internationalen Politik. 

Russlands fast schon religiöse Verehrung 

seiner Nuklearwaffen und die regelmäßi-

ge Drohung mit deren Einsatz, aber auch 

der Aufwuchs der nuklearen Arsenale Chi-

nas und Nordkoreas machen deutlich, 

dass die Abschaffung von Kernwaffen auf 

lange Zeit hinaus keine plausible Option 

ist. Daran hat auch die Verleihung des 

Friedensnobelpreises an die Nichtregie-

rungsorganisation „Internationale Kam-

pagne zur Abschaffung von Atomwaffen“ 

(International Campaign to Abolish Nuclear 

Weapons, ICAN) für ihr erfolgreiches Wer-

ben für einen Atomwaffen-Verbotsvertrag 

nichts geändert.

Wie schon einige Jahre zuvor, als der ame-

rikanische Präsident Barack Obama die-

sen Preis für seine nukleare Abrüstungs-

agenda ebenfalls entgegennehmen durfte, 

zeichnete man weniger eine konkrete 

Leistung aus als vielmehr eine als mo-

ralisch korrekt empfundene politische 

 Haltung. Obamas Vision einer nuklear-

waffen freien Welt scheiterte rasch an den 

politischen Realitäten. Und auch die 

hochfliegenden Pläne der Biden-Adminis-

tration, die Rolle nuklearer Waffen in der 

amerikanischen Sicherheitspolitik zu ver-

ringern, mussten wieder begraben wer-

den. Das Ziel einer kernwaffenfreien Welt 

bleibt auf der internationalen Agenda; al-

lerdings muss der Schwerpunkt auf der 

Frage liegen, unter welchen Bedingungen 

eine solche Welt möglich wäre. Dann wird 

sehr schnell klar, dass diese Bedingun- 

gen auf absehbare Zeit nicht existieren. 

Deutschland wird also auch weiterhin in 

einer von Nuklearwaffen geprägten politi-

schen Wirklichkeit leben müssen.

KEINE „EUROPÄISCHE 
NUKLEARE OPTION“

Zweitens: Kernwaffen sind ein wichtiger 

Faktor der Kriegsverhinderung. Fragen 

nuklearer Abschreckung sind in gewisser 

Weise Glaubensfragen, weil es  – glück-

licherweise – kaum empirische Daten da-

rüber gibt. Daraus jedoch zu schließen, 

das Fehlen empirischer Belege lasse jede 

beliebige Meinung zu, wäre grob fahrläs-

sig. Zwar ist die Zahl der Studien, die den 

Nachweis erbringen wollen, dass es sich 

bei der nuklearen Abschreckung um einen 

Mythos handelt, in den vergangenen Jah-

ren sprunghaft angestiegen, doch heiligt 
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der politische Zweck oftmals die akademi-

schen Mittel. Dies gilt für die aufgeführ-

ten Beispiele des „Versagens“ nuklearer 

Abschreckung ebenso wie für die zahlrei-

chen angeblichen Atomkatastrophen, de-

nen die Menschheit nur um Haaresbreite 

entgangen sei.3 Keine dieser Analysen hält 

einer strengen Prüfung stand.4 Vor allem 

aber vermögen sie nicht zu erklären, wes-

halb seit 1945 keine Nuklearwaffen mehr 

eingesetzt wurden.

Wie die zahlreichen konventionellen 

Kriege seit 1945 zeigen, verhindern Kern-

waffen nicht jeden Konflikt. Aufgrund 

 ihrer enormen Zerstörungswirkung sind 

sie nur in Fällen relevant, in denen es um 

existenzielle Interessen geht. Noch nie 

aber haben zwei nuklear bewaffnete Na-

tio nen oder Bündnisse Kernwaffen ge-

geneinander eingesetzt, was den Schluss 

 erlaubt, dass der „Lange Frieden“ (John 

Lewis Gaddis) auch der Existenz von Atom-

waffen zu verdanken ist.

Drittens: Es gibt auf absehbare Zeit 

keine „europäische nukleare Option“. Die 

Vorstellung, ein durch wirtschaftliche 

Krisen und populistische Versuchungen 

angeschlagenes Europa könne nun aus-

gerechnet die härteste Nuss einer gemein-

samen Außen- und Sicherheitspolitik kna-

cken, weil ein künftiger, isolationistisch 

geprägter amerikanischer Präsident sei-

nen Verbündeten den nuklearen Schutz 

entziehen könnte oder die USA sich ganz 

auf China konzentrieren müssten, ver-

kennt die aktuelle Lage mehrfach.

Zum einen gibt es in der Europäischen 

Union keinen nuklearen Konsens, son- 

dern vielmehr einen massiven Dissens 

über die Legitimität nuklearer Abschre-

ckung. Zum anderen steht das britische 

Atomwaffenarsenal seit dem „Brexit“ der 

Europäischen Union nicht mehr zur Ver-

fügung. Und schließlich erscheint auch 

die – gerade im deutschen konservativen 

Spektrum immer wieder aufkeimende – 

Vorstellung, man könne unter den franzö-

sischen Atomschirm schlüpfen, in dem 

man die französischen Nuklearstreitkräf-

te mitfinanziert, weit hergeholt. Frank-

reichs Nuklearwaffen haben durch ihre 

bloße Existenz einen gewissen Abschre-

ckungswert, weil sie das Risikokalkül ei-

nes Gegners mit beeinf lussen, aber sie  

sind klassische „Sanktuariumswaffen“. 

Sie schützen zuerst und vor allem Frank-

reich – das einzige NATO-Mitglied, das 

sich explizit gegen eine Mitgliedschaft in 

der Nuklearen Planungsgruppe des Bünd-

nisses ausgesprochen hat. Und Paris hat 

nie einen Zweifel daran gelassen, dass die 

Entscheidung über den Einsatz französi-

scher Kernwaffen eine rein nationale Ent-

scheidung bleiben wird.

SCHUTZVERSPRECHEN  
DER USA

Viertens: Die USA bleiben die einzige nu-

kleare Schutzmacht für Deutschland. Die-

ser Schutz wird im Rahmen der NATO  

organisiert und nirgendwo sonst. Einen 

nuklearen Konsens, der sich auch in 

 Strategie, militärischen Fähigkeiten und 

Übungspraxis niederschlägt, gibt es nur  

in der NATO. Natürlich entscheidet auch 

im Bündniskontext einzig der amerika-

nische Präsident über den Einsatz von  

Nuklearwaffen. Aber die USA – und nur 

sie – haben den politischen Willen, die fi-

nanziellen Mittel und die militärischen  

Fähigkeiten, ihre internationale Ord-

nungsrolle durch glaubwürdige nukleare 

Schutzversprechen zu untermauern.  Diese 
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Schutzversprechen sind zugleich ein wich-

tiges Instrument der nuklearen Nichtver-

breitung, denn sie dämpfen Anreize der 

Verbündeten, sich selbst nuklear zu be-

waffnen.5 Genau deshalb aber wird Ame-

rika diese Rolle auch nicht aufgeben – nicht 

in Asien und auch nicht in Europa. Wer 

daher glaubt, man könne gleichsam im 

Vorgriff auf die ohnehin zu erwarten- 

de Aufkündigung der transatlantischen 

Schutzgemeinschaft durch ein sich anti-

europäisch gebärdendes Washington schon 

einmal selbst die Kündigung einreichen, 

riskiert, alles zu verlieren, aber nichts zu 

gewinnen.

NUTZNIESSER NUKLEARER 
MACHT

Fünftens: Es gibt für Deutschland keinen 

nuklearen Sonderweg. Deutschland ist 

seit über sechzig Jahren Nutznießer nu-

klea rer Macht. Als Mitglied der NATO 

nimmt die Bundesrepublik den nuklearen 

Schutz durch die USA in Anspruch. Mehr 

noch: Durch seine Rolle in der sogenann-

ten nuklearen Teilhabe – die USA stellen 

die nuklearen Waffen, Deutschland die 

Trägerflugzeuge und Besatzungen – bringt 

Berlin den Willen zum Ausdruck, nuklea-

re Pflichten und Risiken auch materiell 

mitzutragen. Darüber hinaus erlaubt die 

 Teilhabe auch anderen Verbündeten die 

 Mitwirkung an der nuklearen Mission, 

beispielsweise durch die Unterdrückung 

der gegnerischen Luftabwehr. Eine engere 

nukleare Zusammenarbeit ist zwischen 

souveränen Nationalstaaten kaum vorstell-

bar. Vor diesem Hintergrund ist die im 

Kontext der „Zeitenwende“ getroffene 

Entscheidung, die amerikanischen Kampf-

jets F-35 zu kaufen, um damit die nuklea-

re Teilhabe auf Jahrzehnte hinaus zu si-

chern, von kaum zu unterschätzender 

Bedeutung – für Deutschland ebenso wie 

für seine künftige Rolle im Nordatlantik-

pakt. Denn dieses Bündnis wird, solange 

es Nuklearwaffen gibt, ein nukleares Bünd-

nis bleiben.

Alternativen, wie sie von beiden Sei-

ten des politischen Spektrums propagiert 

werden, sind für ein Land wie die Bundes-

republik nicht nur ungeeignet, sondern 

gefährlich. So ist der internationale Kern-

waffenverbotsvertrag zwar inzwischen in 

Kraft getreten, doch da die Nuklearmäch-

te und ihre Verbündeten den Vertrag nicht 

unterzeichnet haben, bleibt er ein recht-

lich und politisch unbedeutender Torso. 

Dies umso mehr, als manche Formulierun-

gen des Vertrags den Eindruck erwecken, 

es gehe in erster Linie darum, die nuklea-

re Zusammenarbeit innerhalb der NATO 

zu delegitimieren.6 Deutschland hat sich 

daher aus guten Gründen nicht an den 

Vertragsverhandlungen beteiligt und wird 

sich lediglich als Beobachter engagieren.

KEIN ALLEINGANG 
DEUTSCHLANDS

Die andere Alternative, ein deutscher nu-

klearer Alleingang, wäre dagegen der  

Super-GAU für Deutschlands Rolle im in-

ternationalen System. Auch wenn allent-

halben gefordert wird, Deutschland möge 

mehr sicherheitspolitische Verantwortung 

übernehmen: Eine Nuklearmacht Deutsch-

land ist damit definitiv nicht gemeint. Im 

Gegenteil: Deutschland würde sich inter-

national isolieren. Deshalb wird es diesen 

Alleingang auch nicht geben. Und deshalb 
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ist schon eine bloße Debatte darüber 

schädlich – ungeachtet des berechtigten 

Misstrauens gegenüber dem künftigen 

Kurs Russlands. Es ist kaum eine inter-

nationale politische Konstellation vor-

stellbar, in der eine Diskussion über eine 

nationale deutsche nukleare Option nicht 

mehr Probleme schafft, als sie löst.7

VERTRAUENSVOLLE 
ZUSAMMENARBEIT

Der nukleare Schutz für die Bundesrepu-

blik Deutschland erwächst weder aus dem 

Kernwaffenverbotsvertrag noch aus einer 

nationalen nuklearen Option. Ebenso we-

nig liegt er in der Beschwörung einer eu-

ropäischen Nuklearmacht, die es noch auf 

Jahrzehnte hinaus nicht geben wird. Die 

Antwort auf die Frage, wie sich Deutsch-

land nuklear positionieren sollte, liegt ge-

nau dort, wo sie schon seit über einem hal-

ben Jahrhundert liegt: in einer vertrauens- 

vollen Zusammenarbeit im Rahmen der 

NATO, gestützt auf die nukleare Teil-

habe, und in der Fortsetzung der Nicht-

verbreitungsbemühungen im Rahmen des 

Atomwaffensperrvertrags (Nu clear Non-

Proliferation Treaty). Auch wenn der Krieg 

nach Europa zurückgekehrt ist, gibt es für 

Deutschland keinen Grund, die Nerven 

zu verlieren.

Der Beitrag gibt ausschließlich die persönliche 
 Auffassung des Autors wieder.
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